
Zeitschrift: ASMZ : Sicherheit Schweiz : Allgemeine schweizerische
Militärzeitschrift

Herausgeber: Schweizerische Offiziersgesellschaft

Band: 172 (2006)

Heft: 6

Artikel: Tradition und Werte der Schweiz : Menschenrechte versus Machtpolitik

Autor: Stahel, Albert A.

DOI: https://doi.org/10.5169/seals-70447

Nutzungsbedingungen
Die ETH-Bibliothek ist die Anbieterin der digitalisierten Zeitschriften auf E-Periodica. Sie besitzt keine
Urheberrechte an den Zeitschriften und ist nicht verantwortlich für deren Inhalte. Die Rechte liegen in
der Regel bei den Herausgebern beziehungsweise den externen Rechteinhabern. Das Veröffentlichen
von Bildern in Print- und Online-Publikationen sowie auf Social Media-Kanälen oder Webseiten ist nur
mit vorheriger Genehmigung der Rechteinhaber erlaubt. Mehr erfahren

Conditions d'utilisation
L'ETH Library est le fournisseur des revues numérisées. Elle ne détient aucun droit d'auteur sur les
revues et n'est pas responsable de leur contenu. En règle générale, les droits sont détenus par les
éditeurs ou les détenteurs de droits externes. La reproduction d'images dans des publications
imprimées ou en ligne ainsi que sur des canaux de médias sociaux ou des sites web n'est autorisée
qu'avec l'accord préalable des détenteurs des droits. En savoir plus

Terms of use
The ETH Library is the provider of the digitised journals. It does not own any copyrights to the journals
and is not responsible for their content. The rights usually lie with the publishers or the external rights
holders. Publishing images in print and online publications, as well as on social media channels or
websites, is only permitted with the prior consent of the rights holders. Find out more

Download PDF: 05.08.2025

ETH-Bibliothek Zürich, E-Periodica, https://www.e-periodica.ch

https://doi.org/10.5169/seals-70447
https://www.e-periodica.ch/digbib/terms?lang=de
https://www.e-periodica.ch/digbib/terms?lang=fr
https://www.e-periodica.ch/digbib/terms?lang=en


Das ASMZ-Wort des Monats

Tradition und Werte der Schweiz: Menschenrechte versus Machtpolitik
Das Leck in Bern, durch das der Fax

des ägyptischen Aussenministeriums dem
«Sonntagsblick» zugespielt worden war, hat
die Scheinwerfer der Öffentlichkeit auf das

politische Dilemma gerichtet, in dem sich
die Schweiz befindet. Soll unser Land und
seine Regierung in den Bemühungen um
gute Beziehungen mit den USA über Ereignisse

wie Guantanamo, CIA-Gefangnisse
und -Überflüge schweigen, oder sollen wir
diese Vergehen gegen das Völkerrecht und
die Menschenrechte anprangern und damit
wirtschaftspolitische Konsequenzen auf uns
nehmen? Dieses Dilemma ist in Bezug auf
die Bedeutung der Menschenrechte für unser

Land zu verstehen. Sind wir ein Kleinstaat,

wie viele andere auch, der sich vor der
Politik der Mächtigen dieserWelt zu ducken
hat, oder nehmen wir bezüglich der
Menschenrechte eine besondere Stellung ein?
Vor kurzem hat ein Politiker bemerkt, dass

die Schweiz nicht der Heilige Stuhl der
Menschenrechte sei. Diese Bemerkung ist
ein Hinweis darauf, dass auch unsere Classe

Politique sich dieses Dilemmas bewusst ist.

Um die Problematik ausleuchten zu können,

ist es notwendig, einen kurzen Blick auf
unsere Geschichte und Tradition zu werfen,
die zur Entwicklung zentraler Werte, wie es

die Menschenrechte sind, geführt haben.
Am Anfang dieser Entwicklung steht

Nikiaus von der Flüe (1417-1487) mit seiner
Warnung an die Tagsatzung der Eidgenossen.

Sein Ausspruch «Stecket den Zaun nicht
zu weit», ist nicht nur eine Warnung gegenüber

einer allzu grossräumig betriebenen
Erweiterung der Eidgenossenschaft, sondern
auch der Aufruf zum Verzicht auf Macht¬

politik. Spätestens nach Mangnano wird dieser
Verzicht Wirklichkeit. Die alte Eidgenossenschaft

verabschiedet sich nicht nur von den
Interventionen in Oberitalien, sondern definitiv
von einer offensiven Machtpolitik. Diese

konsequente Ausrichtung auf die geografische und
politische Kleinräuinigkeit hat der Schweiz das

Überleben bis 1798 und das Weiterbestehen
nach 1815 ermöglicht.

Die nächste Phase in dieser Entwicklung ist

die Unterzeichnung des Westfälischen Friedens

von 1648 durch die Eidgenossen. Dieses
Vertragswerk bedeutet nicht nur die Trennung der
Eidgenossenschaft vom kaiserlichen Gericht
und damit die Ablösung vom «Heiligen Römischen

Reich deutscher Nation», sondern es

stellt auch em Bekenntnis zur Neutralität dar.

Dieses Bekenntnis gerät historisch betrachtet
allerdings immer wieder in Gefahr ausgehöhlt
und hinterfragt zu werden, so beispielsweise
durch die geleisteten Fremden Dienste bei den
verschiedenen Potentaten Europas. Als Idee
hat die Neutralität jedoch mindestens bis 1798
überlebt. Mit dem Vertrag von Paris 1815 wird
die Neutralität — gestützt durch eine glaubwürdige

Verteidigung durch die Schweiz - von den

europäischen Mächten im Interesse der Sicherheit

Europas anerkannt.
Der eigentliche Höhepunkt in dieser

Entwicklung ist die Gründung des Internationalen
Komitees vom Roten Kreuz durch Henri Du-
nant (1828-1910) und seine Mitstreiter. Durch
diesen Gründungsakt erhält die humanitäre
Tradition der Schweiz international Anerkennung.

Mit der Übernahme der Funktion als

Depositarstaat der vier Genfer Konventionen
von 1949 wird diese Tradition international
verankert. Infolge dieses Akts geht die Schweiz

Verpflichtungen ein, von denen sie sich nicht
mehr wird verabschieden können, ausser sie

gäbe ihre Funktion als 1 )epositarstaat auf.
Bis heute hat sich die Schweiz, trotz

verwerflicher Irrtümer im Zweiten Weltkrieg,
zu diesen Werten und damit zu den
Menschenrechten als Leitstern ihrer Aussenpolitik

bekannt. Dieses Bekenntnis umfasst
folgende Überzeugungen, die man in ihrer
Summe auch als Programm bezeichnen
könnte:

1. Ein konsequenter Verzicht auf Machtpolitik

und damit der Verzicht auf den Einsatz

von Gewalt gegenüber Drittstaaten.
2. Die Aufrechterhaltung der Neutralität

und damit der konsequente Verzicht auf die
Einmischung in die Innenpolitik anderer
Staaten.

3. Die Förderung und Leistung humanitärer

Hilfe an bedürftige Einzelpersonen
und Nationen. Dies beinhaltet heute eine

konsequente Mitwirkung beim Wiederaufbau

zerstörter Staaten und im Nation-buil-
ding. Dazu gehört auch der Wissenstr.inster
an schwache und bedürftige Nationen.

Die konsequente Umsetzung dieses
Bekenntnis' bedeutet nicht, wie der betreffende
Politiker den Verfechtern der Menschenrechte

unterstellte, dass die Schweiz zum
Heiligen Stuhl der Menschenrechte wird,
sondern, dass die Schweiz zu diesen Werten
steht und andere Staaten zur Beachtung
derselben mahnt. Mit diesem Bekenntnis
nimmt die Schweiz eine besondere Stellung
in der Staatengemeinschaft ein. Ein Verzicht
aufdieses Bekenntnis bedeutet nicht nur den
Verlust historisch gewachsener Werte, sondern

womöglich auch die Selbstaufgabe. A.St.

ments de l'ordre de grandeur de 30 mil-
liards. Les frais d'exploitation seraient, quant
a eux, de l'ordre de grandeur de 10 mil-
liards. Ces coüts de montee en puissance
doivent etre encore ajoutes au budget
«ordinaire» de la defense (de l'ordre de 4
milliards annuels, dont 1,5 pour les investis-
sements et 2,5 pour l'exploitation), car ils

representent les coüts supplementaires qui
resultent de la decision politique de monter
en puissance. Repartis sur une duree de

cinq ans, les coüts totaux (budget ordinaire
et montee en puissance) representent un
budget annuel pour l'armee de l'ordre de
12 milliards.» Beigefügt wird noch, dass der
Streitkräfte-Planungsausschuss auf eine
etwas tiefere jährliche Summe kam, weil er
die benötigten Kredite nicht auf fünf,
sondern auf zehn Jahre verteilte.

Es kann kein vernünftig Denkender im
Ernst daran glauben, dass das Parlament
jemals fiir den Aufwuchs Gesamtkredite in
der Grössenordnung von 40 Milliarden
(zusätzlich zu den ordentlichen VBS-Aus-
gaben) sprechen wird.

Die finanziellen Konsequenzen wurden
hier bloss exemplikativ für die gravierenden
Diskrepanzen zwischen Machbarkeitsstu¬

die und offiziellem Vernehmlassungstext
angeführt. Gleiches und Ähnliches Hesse

sich sagen bezüglich folgender Hindernisse
bei der Machbarkeit des Aufwuchses:

- die Abhängigkeit der Rüstungsbeschaffung

in einer sich verschärfenden
internationalen Lage von Staaten, die vorerst
ihre eigenen dringenden Beschaffungsbedürfnisse

befriedigen werden (S. 53 der
Studie),

- die Aufwuchsphase wird in der Studie

je nach Szenario zwischen fünf und zehn
Jahren situiert.Wird das Parlament rechtzeitig

über die erforderlichen hellseherischen

Gaben und den politischen Willen
verfugen, um die Aufwuchsphase durch die

Bereitstellung der Kredite in astronomischer

Milliardenhöhe einzuleiten? (S. 51

der Studie).

- die Aufwuchs-Machbarkeitsstudie signalisiert

Schwierigkeiten bei der Ausbildung
der Kader und bei der Besetzung der
Schlüsselfunktionen. Auch dies

verschweigt das offizielleVBS-Papier (S. 52/53
der Studie).

Schliesslich ist erstaunlich, dass der
Vernehmlassungstext, der die Weiterentwicklung

der Armee zum Gegenstand hat,

zu deren brennendstem Zukunftsproblem:
dem seit langem bestehenden Mangel

an Instruktoren, der in letzter Zeit
katastrophale Dimensionen angenommen

hat, kein Wort verliert. Die
Nachhaltigkeit der Ausbildung ist in Zukunft m
höchstem Masse gefährdet.Wenn hier nicht
Remedur geschaffen wird, dann allerdings
erübrigen sich weitere Planungsstudien
und Diskussionen um Entwicklungsschritte

All diese Überlegungen haben dazu
gefuhrt, dass die Pro Militia in ihrer Stellungnahme

vom 15. März 2006 zu folgenden
ernüchternden Konklusionen gelangt ist:
Die Vorlage ist unausgereift, zu wenig
durchdacht und dort, wo sie richtige Ansätze

aufweist, zu wenig konsequent. Sie geht
in essenziellen Bereichen (Aufwuchs!) von
unrealistischen Annahmen aus und ist nicht
machbar. Dadurch führt sie nicht zu einer
Stärkung, sondern einer Schwächung der
Armee. Sie steht verfassungsmässig auf
einer sehr schwachen und diskutablen Basis.

Die Vorlage ist daher zu einer umfassenden

und tief greifenden Überarbeitung

zurückzuweisen. ¦
ASMZ Nr. 6/2006
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